
Klimawandel: 
Interreligiöse 
Übereinstimmungen
Während am 21. September mehrere hun-

derttausend Menschen durch die Straßen

von New York zogen, um zum Handeln

gegen den Klimawandel aufzurufen, unter-

zeichneten 30 führende VertreterInnen von

neun Glaubensgemeinschaften eine Erklä-

rung mit der Forderung nach konkreten

Maßnahmen zu Senkung der weltweiten

Kohlenstoff-Emissionen. Die Erklärung bil-

dete das Kernstück des interreligiösen Klima-

gipfels. Organisatoren waren der Oekume-

nische Rat der Kirchen (OeRK) und Reli-

gions for Peace, eine interreligiöse Koalition

mit Mitgliedern in über 70 Ländern. Die

Unterzeichnenden kamen aus 21 Ländern

von den sechs Kontinenten. „Als ich im

Januar hörte, dass der Generalsekretär der

Vereinten Nationen Ban Ki Moon Staatschefs

aus aller Welt zu einem Klimagipfel einlädt,

dachte ich, dass auch wir als leitende Ver-

treterInnen von Glaubensgemeinschaften

zusammenkommen und einen Beitrag leisten

sollten“, erklärte der Generalsekretär des

OeRK, Pastor Dr. Olav FykseTveit. Große

Veränderungen verlangen „tiefe und starke

Überzeugungen, die im Glauben und in

jenen Ritualen, Symbolen, heiligen Texten

und Gebeten gefunden werden können, die

einem großen Teil der Weltbevölkerung Sinn

und Richtung geben“, so Tveit. Die

Erklärung mit dem Titel „Klima, Glaube und

Hoffnung: Glaubenstraditionen gemeinsam

für eine Zukunft für alle“ ist dem stellvertre-

tenden Generalsekretär der Vereinten

Nationen, Jan Eliasson, noch vor dem

Klimagipfel der Vereinten Nationen am 23.

September überreicht worden. In der

Erklärung werden „alle Staaten aufgerufen,

sich 2015 in Paris konstruktiv für den

Abschluss eines weitreichenden Klima-

abkommens einzusetzen“, das „ehrgeizig ge-

nug ist, um den Temperaturanstieg auf unter

2° Celsius zu halten, fair genug, um die Last

gerecht zu verteilen, und rechtsverbindlich

genug, um zu garantieren, dass wirksame

nationale Emissionssenkungsregelungen aus-

reichend finanziert und voll umgesetzt wer-

den.“ Als Führungspersonen von Glaubens-

OID
OEKUMENISCHER
INFORMATIONSDIENST

Nr. 106
Herbst 2014

Einen „Pilgerweg der Gerechtigkeit und des Friedens“ hatte die Vollversammlung des
Oekumenischen Rates der Kirchen im November 2013 ausgerufen. Konkretionen beriet
nun im Juli dessen Zentralausschuss in Genf. Als sinnliche Erfahrung wanderten etwa
fünfzig Mitglieder des „OeRK-Parlaments“ von der Abtei de Bonmont zum Oekumeni-
schen Institut in Bossesy bei Genf.
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gemeinschaften, die zusammen die große

Mehrheit aller gläubigen Menschen weltweit

repräsentieren, müssen „wir uns verändern,

damit sich alles verändert. Deshalb müssen

wir uns selbst verpflichten“, erklärte Rabbi

Awraham Soetendorp, Gründer des Jacob

Soetendorp Instituts für Menschliche Werte

im niederländischen Den Haag. „Der

Marsch ist sichtbar. Was wir hier tun ist

sichtbar. Der Marsch und die von uns unter-

zeichnete Erklärung zusammen machen

durchaus Eindruck“, erklärte er. „Auch

wenn der Schwerpunkt immer auf dem Jen-

seits und dem ewigen Leben liegt, ist uns das

Leben der Menschen auf der Erde ein äu-

ßerst wichtiges Anliegen“, erklärte Erz-

bischof Demetrios von der Griechisch-

Orthodoxen Erzdiözese in Amerika. „Das

Klima ist von zentraler Bedeutung für das

menschliche Leben. Daher müssen wir uns

als Kirche verpflichten, bestmögliche Bedin-

gungen zu schaffen“. 

Für manche der Unterzeichnenden ist der

Klimawandel eine Gefahr für das eigene

Land, ihr Zuhause. Tuvalu zum Beispiel

besteht aus einer Reihe von Riffinseln und

Atollen im Pazifischen Ozean. Salzwasser ist

in die Grundwasserreserven eingedrungen,

auf die die Bevölkerung angewiesen ist, und

Wissenschaftler befürchten, dass die Inseln

im Meer versinken, falls der Meeresspiegel

weiter ansteigt. „Für meine Kirche geht es

ums Überleben, denn unsere Existenz ist

bedroht. Wann immer die Lebensgrundla-

gen, das Leben und das Fortbestehen eines

Volkes bedroht sind, haben wir Gläubige den

Auftrag Gottes dagegen vorzugehen“ erklär-

te Pastor Tafue Lusama, Generalsekretär der

Congregational Christian Church in Tuvalu

(EKT). Allerdings, so Lusama, wolle er

nicht, dass Tuvalu für andere tiefliegende

Länder, die möglicherweise dasselbe Schick-

sal erwartet, zu einem „Symbol der Nieder-

lage“ wird. „Wenn wir uns durchsetzen und

die Welt dazu bewegen können, etwas zu tun

und jetzt sofort zu handeln, dann können

wir andere retten, selbst wenn Tuvalu unter-

geht“, erklärte Lusama. Angesichts dieser

weltweiten Krise ist es für gläubige Men-

schen unerlässlich, voll Hoffnung das Wort

zu ergreifen und als moralische Stimme „an

unsere Grundüberzeugungen und Verpflich-

tungen als Menschen zu appellieren“, erklär-

te der Generalsekretär des OeRK. „Es ist un-

moralisch, in diesen Zeiten nicht von Hoff-

nung zu sprechen“.  

Gerechtigkeit und Frieden:
Oekumenischer Pilgerweg

Zu einem siebenjährigen Pilgerweg der

Gerechtigkeit und des Friedens lud die Voll-

versammlung des Oekumenischen Rates der

Kirchen (OeRK) 2013 ein. Der Gedanke

wurde aufgenommen von der Oekume-

nischen Versammlung 2014 in Mainz vom

30.4.–4.5. Ein Bezug gilt dem glaubensgelei-

teten Auszug aus einer zerstörerischen Wirt-

schafts- und Lebensweise mit Rückgriff auf

für den Frieden“, fand der Interfaith-Klima-

gipfel am 21.–22. September statt, unmittel-

bar vor dem Klimagipfel der Vereinten Na-

tionen. Patriarch Bartholomäus sagte, dass

jeder Gläubige und Verantwortliche, jedes

Feld und jede Disziplin, jeder und jede

Einzelne und jede Institution, sich durch

den Aufruf zugunsten der Klimagerechtig-

keit, daraufhin ansprechen lassen muss, unse-

re Gier und unsere destruktiven Gewohn-

heiten zu verändern. In seiner Botschaft an

den Gipfel betonte der Oekumenische

Patriarch, dass solange wir die Art, wie wir

leben, nicht ändern, wir nicht hoffen kön-

nen, ökologische Schäden zu vermeiden.

Dies bedeutet, dass wir – statt ausschließlich

auf Regierungen und Experten zu vertrauen

– jede und jeder von uns, Verantwortung für

unsere geringste Gesten und Handeln über-

nehmen muss, damit der Weg umgekehrt

wird, auf dem wir jetzt gehen. Das schließt

das gemeinsame und das kollektive Handeln

für die Schöpfung durch die Regierungen

ein. Am Interfaith-Klimagipfel als Teil der

globalen Bemühungen, Menschen und

Gemeinden in Fragen der Klimaerwärmung

zu mobilisieren, hatten sich Christen, Mus-

lime, Juden, Hindus, Buddhisten, Brahma

Kumaris, Menschen aus den Religionen der

Ureinwohner und andere beteiligt. Der Mit-

wirkung von jungen Menschen und Indi-

genen galt dabei ein besonderes Augenmerk;

ihr Mittun wird als entscheidend für eine

Veränderung angesehen.

Armutsbekämpfung: 
Vom Klimawandel bedroht

Ein neuer Bericht zeigt die Notwendigkeit

für die Entwicklung neuer Millenniumsziele

(Sustainable Development Goals, SDG’s)

auf. Die im Jahr 2015 zu beschließenden

neuen gemeinsamen Ziele müssten im Blick

haben, wie sehr der Klimawandel Einfluss

auf die weltweite Verarmung habe. Verfasst

wurde der Bericht von CAFOD, CARE In-

ternational, Christian Aid, Greenpeace,

Practical Action und WWF-UK. Er versteht

sich als Antwort auf die letzten Erklärungen

des Intergovernmental Panel on Climate

Change (IPCC) – der führenden Autorität in

den Klimawissenschaften –, die davor war-

nen, dass der Klimawandel eine erste Gefahr

für die Ziele der Armutsbekämpfung und

einer nachhaltigen Entwicklung darstellten.

Der Bericht mit dem Titel: „The Right Cli-

mate for Development: why the Sustainable

Development Goals (SDG’s) must act on cli-

mate change“, verweist darauf, dass ein stei-

gender Meeresspiegel und die Zunahme ex-

tremer Wetterlagen, Menschenleben forder-

ten, Häuser und Infrastruktur zerstörten, die

Ernteerträge beeinflussten und die Arbeits-

platzsituation verschlechterten. All diese Ent-

wicklungen werden sich verstärken, wenn es

keine wirksamen Maßnahmen gegen die

Kohlenstoffemission gebe und dabei den

ärmsten Staaten wirksam geholfen werde, die

schon jetzt die Auswirkungen zu spüren be-

die biblische Exodus-Überlieferung. Sinnvoll

scheint die Aufnahme der Bewahrung der

Schöpfung in die Leitbegrifflichkeit. Das

„Parlament“ des OeRK, der Zentralaus-

schuss, konkretisierte seinerseits in seiner

diesjährigen Tagung im Juli sein Verständnis.

Der Pilgerweg gehe aus von der Vision der

Einheit der Christen und sei kein davon

unabhängiges Unterfangen.Im Fokus finden

sich Betonung auf der theologischen und

spirituellen Ausrichtung mit Gebet, insbe-

sondere dem Vaterunser, dann auf Wirt-

schaftsweisen für das Leben, Klimawandel,

gewaltfreies Friedensschaffen, Versöhnung

und menschliche Würde.Der Pilgerweg bein-

halte drei verschiedene und miteinander

zusammenhängende Dimensionen, so der

OeRK: Das Feiern der Gaben (via positiva):

die Reise werde nicht alleine und nicht mit

leeren Händen angetreten. Dazu heißt es:

„Wir tragen Segen, weil wir nach dem Bilde

Gottes geschaffen sind. Gemeinsam feiern

wir Gottes große Gabe des Lebens. „Wir

sind Empfangende im Gebet“. Das Auf-

suchen der Verwundungen (via negativa):

der Pilgerweg führe zu Orten brutaler

Gewalt und Ungerechtigkeit. Die Pilgernden

wollen nach Gottes fleischgewordener Ge-

genwart suchen mitten in Leiden. Die Be-

gegnung mit den Erfahrungen einer gebro-

chenen Schöpfung kann zu Busse und Um-

kehr führen. „Wir sind Hörende im Gebet.“

Die Umwandlung der Ungerechtigkeiten (via

transformativa): die Pilgernden werden auf

ihrem Weg selbst verändert. Der Mut zum

Mitempfinden füreinander und mit der

Schöpfung kann wachsen. Das schließt die

Stärke ein, Ungerechtigkeit und Gewalt zu

widerstehen, „sogar wenn sich die Kirche in

einer Minderheitensituation befindet“. Die

Berufung gilt ökonomischer und ökologi-

scher Gerechtigkeit, dem Heilen der Ver-

wundeten und dem Helfen zur Versöhnung.

Die Pilgernden werden verwandelt durch

Gebet und handeln im Gebet.

Der Austausch von Gruppen, Gemeinden

und Kirchen soll mit konkreten Beispielen

angeregt werden. Die interreligiöse Koope-

ration sei einzubeziehen. Die Sprache soll

auch Glaubensferne erreichen können.

Der Pilgerweg greift inhaltlich zurück auf

ökumenische Ausarbeitungen zu „Die Kirche

– auf dem Weg zu einer gemeinsamen

Vision“, die Missionserklärung „Gemeinsam

für das Leben“, auf „Ökonomie des Lebens“

und den „Aufruf zum Gerechten Frieden“.

Orthodoxer Patriarch: 
Gier überwinden

„Wenn wir auf die ökologische Krise in einer

verantwortlichen und wirksamen Weise rea-

gieren wollen, bedarf es nicht schöner Wor-

te, sondern konkreter Maßnahmen“, erklärte

Patriarch Bartholomäus in einem Schreiben

an den Interfaith-Klimagipfel im September

2014 in New York. Gefördert durch den

Oekumenischen Rat der Kirchen (OeRK)

und in Zusammenarbeit mit den „Religionen
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kämen. Nach Aussagen von Loretta Ming-

hella von Christian Aid, gelte es beim

Klimawandel, der Armutsbekämpfung und

einer nachhaltigen Entwicklung, diese nicht

als isolierte Fragen zu betrachten, sondern es

müsse zu einem umfassenden Ansatz kom-

men. Bis zum Jahr 2050 müsse zudem die

Energieerzeugung ohne Kohlenstoffausstoß

erreicht werden, schon jetzt müsse bei den

Planungen zukünftiger Infrastrukturprojekte

drauf geachtet werden, dass diese ohne CO2-

Emmissionen auskommen.

Klimaerwärmung: 
Szenarien zur Begrenzung auf
2° C setzen auf unklare
Technologie
Das Ziel, die Klimaerwärmung auf

2°C zu begrenzen, wird von vielen

Szenarien für erreichbar gehalten,

die stillschweigend auf der An-

nahme basieren, dass eine noch

unklare Entwicklung einer Kombi-

nation von Bioenergie und dem

Abscheiden und Speichern von

CO2 in großem Umfang gelingt.

Die Wissenschaftlerin Sabine Fuss

vom Mercator Research Institute

on Global Commons and Climate

Change (MCC) zeigt: Um das

Zwei-Grad-Ziel zu erreichen, müs-

ste die noch unerforschte Technik

BECCS bald industriell eingesetzt

werden. Das geht aus ihrer Analyse

„Betting on Negative Emissions“

hervor, die sie im Fachmagazin

„Nature Climate Change“ veröf-

fentlicht hat. Laut der Auswertung

gehen 85 Prozent der vom Welt-

klimarat IPCC untersuchten Sze-

narien zum Erreichen des Zwei-

Grad-Ziels davon aus, dass die

Welt Technologien wie etwa

BECSS für negative Emissionen

einsetzt. „Bioenergy with Carbon

Capture and Storage“ eine noch weitgehend

unerforschte Kombination aus Bioenergie

und dem Abscheiden und Speichern von

CO2. Der Atmosphäre soll so CO2 entzogen

werden können. Die neue Untersuchung

zeigt nun, wie sehr diese Optionen auf den

tatsächlichen Einsatz von BECSS setzen:

mehr als zwei Drittel der Szenarien rechnen

für das Jahr 2100 mit einem BECSS-Anteil an

der Primärenergie von mehr als 20 Prozent.

„Wir verlassen uns auf einen Lösungsweg,

der große Unsicherheiten birgt. Denn der-

zeit steckt BECSS noch in den Kinder-

schuhen“, sagt Fuss. Für den für den umfan-

greichen BECSS-Einsatz benennen Wissen-

schaftler vier Hürden: Erstens muss nach

sicheren geologischen Speichern sowie nach

nachhaltiger Biomasse gesucht werden, die

nicht in Konkurrenz zu anderen Zielen wie

der Nahrungsmittelproduktion steht. Zwei-

tens kommen hohe Kosten für die noch

unerforschte Technologie hinzu. Drittens ist

die Akzeptanz in der Bevölkerung bisher

mangelhaft und viertens ist beim BECSS-

Einsatz eine Wechselwirkung mit globalen

Gemeinschaftsgütern wie etwa den Ozeanen

ungeklärt. 

UNO-Milleniumskampagne: 
Falschmeldungen über 
abnehmende Armut 
Im kommenden Jahr sollen die Ziele der

UNO für eine nachhaltige Entwicklung neu

definiert werden. Dabei spielt die Armuts-

überwindung eine wichtige Rolle. Einige

UN-Organe machen dazu optimistische An-

gaben. Der britische Ökonom Jason Hickel

von der London School of Economics hin-

terfragt die bisherigen Erfolgsmeldungen

von Weltbank, UN-Millenniumskampagne

und anderen, die die baldige Ausrottung

extremer Armut verkünden. Die Millen-

niums-Erklärung von 2000 nennt als das bis

2015 zu erreichende Hauptziel die Reduk-

tion der globalen Armut um die Hälfte. Man

ging zunächst von 1672 Millionen unterer-

nährter Menschen aus, hätte also 836 Millio-

nen Menschen die Chance geben müssen,

sich zumindest mit ausreichender Nahrung

zu versorgen. Die Zahl der Menschen, die

von weniger als einem US-Dollar leben mus-

sten, war ähnlich hoch. Das Reduktionsziel

wurde nie erreicht, rechnet Jason Hickel in

seinem in einem Beitrag für Al-Jazeera vor

(www.aljazeera.com). Die Verringerung die-

ser hohen Zahlen erfolgte in erster Linie

durch geänderte Zählweisen und die Ver-

wässerung der Ziele: 

� Anstatt von den absoluten Zahlen der
Menschen in Armut ging man von ihrem
prozentualen Anteil an der Menschheit, der

von weniger als einem US-Dollar pro Tag
leben musste, aus. 

�Man betrachtete lediglich die Armen in
Entwicklungsländern. 

�Man verschob das Ausgangsjahr von 2000
nach hinten auf 1990, wodurch im
Nachhinein die in China während der
1990er Jahre erreichte Armutsreduktion
mit einbezogen wurde. 

�Die Definition der Armut wurde geän-
dert, als die Weltbank die Internationale
Armutsgrenze (IPL: international poverty
line) von ursprünglich 1,02 US-Dollar auf
1,08 US-Dollar verschob. Die IPL wurde
ein weiteres Mal 2008 verändert und auf
1,25 US-Dollar erhöht.

Zahlenmanipulationen 

Nach der 1,08-IPL sah es so aus,

als habe sich die Armut zwischen

1990 und 2005 um 316 Millionen

verringert. Doch mit der neuen

Armutsbemessungsgrenze (1,25

US-Dollar) erhöhte sich die Zahl

auf 437 Millionen. Die derzeitige

IPL reflektiert theoretisch, was

man von 1,25 US-Dollar 2005 in

den USA kaufen konnte. Doch die

Menschen in den USA wissen, dass

es unmöglich ist, von diesem Geld

zu überleben. In der Tat kalkulier-

te die US-Regierung selbst, dass

2005 die durchschnittliche Person

mindestens 4,50 Dollar pro Tag

benötigte, einfach um ihren mini-

malen Ernährungsbedarf zu dek-

ken. Nach Peter Edwards von der

Newcastle University müsste man

die derzeitige IPL auf 2,50 US-

Dollar etwa verdoppeln, wenn die

Leute eine normale Lebenserwar-

tung haben sollen. Aber ein solch

höherer Standard würde die Erzäh-

lung von der Armutsreduzierung

ernsthaft untergraben. Die Zahl

der Armen würde auf rund 3,1 Milliarden

wachsen, mindestens dreimal so viel, wie die

Weltbank und die Millenniumskampagne

glauben machen möchten. Es zeigt auch,

dass die Armut schlimmer wird und nicht

besser – mit fast 353 Millionen verarmter

Menschen mehr als 1981. Einige Ökonomen

gehen noch weiter und plädieren für eine IPL

von 5 oder sogar 10 US-Dollar über der von

der Weltbank vorgeschlagenen Grenze.

Danach würden heute rund 5,1 Milliarden

Menschen – fast 80 Prozent der Weltbevöl-

kerung – in Armut leben. Eine Klärung ist

dringend nötig: Die UN verhandeln derzeit

die neuen Nachhaltigen Entwicklungsziele

(SDGs), die 2015 an die Stelle der Mil-

lenniumskampagne treten sollen. Wie es aus-

sieht, sollen sie dieselbe unehrliche Armuts-

metrik wie zuvor übernehmen. Jason Hickel

fordert dagegen: „Wenn die SDGs irgendei-

nen Wert haben sollen, müssen sie mit einer

ehrlicheren Armutsgrenze anfangen – minde-

stens 2,50 US-Dollar pro Tag – und Regeln
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Der Zentralausschuss des OeRK beriet vom 2. bis 8. Juli zum Pilger-
weg der Gerechtigkeit und des Friedens, der von der Vollversammlung
des Weltkirchenrats in Busan 2013 beschlossen worden war. Hier ent-
zündet Bischof Nikolaos Hyka von der orthodoxen Kirche Albaniens,
eine Kerze bei einer Morgenandacht. Photo: © Peter Williams/WCC



setzen, die die Art der Täuschung unterbin-

den, die die Weltbank und die Millenniums-

kampagne bis heute praktiziert haben.“

Waffenhandelsvertrag: 
Zum Jahresende in Kraft 

Acht weitere Regierungen haben den Waf-

fenhandelsvertrag (ATT) ratifiziert und ihre

Urkunden bei den UN hinterlegt. Damit

haben 53 Staaten den neuen Vertrag unter-

zeichnet, darunter viele, bei denen der Welt-

kirchenrat für die Unterzeichnung geworben

hatte; das Vertragswerk kann so Ende 2014

in Kraft treten. Von den fast 50 Ländern, bei

denen der OeRK, oft zusammen mit vielen

zivilgesellschaftlichen Gruppen, für die

Ratifizierung geworben hatte, haben die

allermeisten inzwischen unterschrieben,

zuletzt Sierra Leone und Nambia. Die täg-

lichen Nachrichten aktuell von der zuneh-

menden Gewalt in Nahost zeigten, so OeRK-

Generalsekretär Olav Tveit, wie sehr eine

starke und effektive Kontrolle des Waf-

fenhandels gebraucht werde. „Das menschli-

che Leben und die menschliche Würde, das

größte Geschenk Gottes an uns, werden von

bewaffneter Gewalt an vielen Orten zerschla-

gen, die Kontrolle des Waffenhandels ist eine

Voraussetzung dafür, den Terror und die

Gewalt in der heutigen Welt zu stoppen“,

erklärte er. Aktuelle Untersuchungen zeigen

etwa, dass im Irak und in Syrien Waffen von

der ISIS und anderen militanten Gruppen

verwendet werden, die in den USA und in

China hergestellt sind, so ein Bericht von

Conflict Armament Research. 

Indigene Völker: 
UNO will zum Recht verhelfen 

Die moderne Geschichte der indigenen

Völker ist geprägt durch eine Vielzahl von

innerstaatlichen Verträgen, Erklärungen und

Gesetzen, die dahin dümpeln, an den Rand

gedrängt oder ignoriert werden. Zu beste-

henden Ungerechtigkeiten tritt die Verhöh-

nung hinzu: wenn VertreterInnen von Kir-

chen über die Verweigerung der Rechte der

indigenen Völker sprechen wollen, wird

ihnen von Regierungen gesagt, die Kirche

hätte keinen Platz in der Politik. Ein neues

Dokument der UNO-Konferenz zu indige-

nen Völkern (United Nations World Confe-

rence on Indigenous Peoples) vermag diese

Situation wohl grundlegend zu verändern.

Darin werden die Kirchen und andere zivil-

gesellschaftliche Organisationen eingeladen,

sich zur Situation der Menschenrechte der

indigenen Völker zu äußern und sie auch zu

hören. Für die ökumenischen Vertreter, die

am 22. und 23. September in New York da-

bei waren, gibt das sechs Seiten lange Doku-

ment der weltweiten Bewegung für die

Rechte der Ureinwohner erstmals Biß. Das

Dokument, dem alle Mitgliedsstaaten der

Vereinten Nationen zugestimmt haben,

bekräftigt zum einen die UNO-Erklärung

über die Rechte der indigenen Völker (UN

lungs- und Umweltorganisationen. Die

schwedische Regierung hat sich bereit er-

klärt, die Initiative mit einer Anschubfinan-

zierung in Höhe von 15 Millionen US-Dol-

lar zu fördern. 

Drei Fliegen mit einer Klappe 

„Das Fehlen eindeutiger Landbesitz- und

Landnutzungsrechte gefährdet die Existenz

von Millionen Waldbewohnern und hat dem

illegalen Holzeinschlag und dem Waldverlust

Vorschub geleistet“, erklärte die General-

direktorin der schwedischen Entwicklungs-

behörde, Charlotte Petri Gornitzka, am 17.

September. „Die Gemeinschaften mit ein-

deutigen und gesicherten Landrechten aus-

zustatten, wird eine nachhaltige wirtschaftli-

che Entwicklung möglich machen, die

Auswirkungen des Klimawandels verringern

und die Grundvoraussetzung für dringend

erforderliche nachhaltige Investitionen schaf-

fen.“ Gornitzka berief sich auf jüngste wis-

senschaftliche Untersuchungen, wonach

Gebiete, die einer strikten Kontrolle der

Gemeinschaften unterliegen, geringere Ent-

waldungsraten als solche aufweisen, die unter

Aufsicht von Regierungen oder privaten

Institutionen stehen. Intakte Wälder sind

gerade mit Blick auf die zunehmende Erd-

erwärmung extrem wichtig, um die klima-

schädlichen CO2-Emissionen abzufangen

und somit den Klimawandel zu entschleuni-

gen. Es ist nicht so, dass Regierungen und

internationale Organisationen die Frage der

Landrechte nicht auf ihrem Schirm hätten.

Doch ist die Auseinandersetzung mit diesem

Thema noch relativ jung. Nach Ansicht von

Entwicklungsexperten gingen die Bemühun-

gen zur Stärkung der Landrechte zudem

nicht weit genug. „Es gibt in diesem Zusam-

menhang eine beispiellose Annäherung und

Unterstützung von Seiten von Regierungen,

privaten Investoren und lokaler Bevölkerung.

Doch ein spezielles Instrument zur Förde-

rung kollektiver Landrechte fehlt“, bedauer-

te der RRI-Koordinator Andy White gegen-

über IPS. „Die Weltbank, die Vereinten

Nationen und andere befassen sich sehr

oberflächlich mit dem Thema. Es fehlt der

zentrale Hebel, um zu mobilisieren, zu

koordinieren und sicherzustellen, dass wir

aus den diesbezüglichen negativen Er-

fahrungen lernen“, erläuterte White. „Und,

ganz wichtig: Es gibt keine Einrichtung, die

sich einer strategischen Form der Projekt-

finanzierung widmet.“ 

Atomwaffen abschaffen: 
OeRK-Drängen und Anti-Atom-
waffenkonferenz in Wien 
Für eine Welt ohne Atomwaffen und

Atomkraftwerke hat sich der OeRK seit

Jahrzehnten und nun wiederholt ausgespro-

chen. Während der Zentralausschusssitzung

am 7.7. verlangte er erneut die Abschaffung

der Atomwaffen. Aber auch die zivile Nut-

zung der Nuklearenergie mit ihrem für

Declaration on the Rights of Indigenous

Peoples; UNDRIP) aus dem Jahr 2007.

„Durch das ganze Dokument spricht die

Überzeugung der Völkergemeinschaft“, so

der kanadisch anglikanische Bischof Mark

MacDonald, der selbst der erste indigene

anglikanische Bischof Kanadas ist, „dass das

Wohlergehen der indigenen Völker für das

Wohlergehen des ganzen Planeten bedeut-

sam ist.“ Die Regierungen strebten jetzt ein

partnerschaftliches Verhältnis zu den Urein-

wohnern ihrer Länder an, eine Partnerschaft,

zu der auch die Kirchen und andere eingela-

den seien. Das Papier behandelt Fragen der

grundlegenden Menschenrechte ebenso wie

wirtschaftliche Entscheidungen, den Zugang

zu Erziehung, Gesundheitswesen und zum

Arbeitsmarkt, die Stärkung der Jugend und

zahlreiche andere Fragen. Nach Aussagen

von Pfr. Tore Johnsen, dem Generalsekretär

des norwegischen Sami Church Council, hat

sich die Völkergemeinschaft nun zumindest

mit Worten selbst zu systematischem Han-

deln verpflichtet. Auch wenn die Gefahr

bestehe, dass es sich um Kosmetik handele,

könnten die Kirchen doch die Staaten dafür

in Haftung nehmen, was das Dokument zu

erreichen suche. Auch für May Vargas von

den Philippinen, einem Mitglied des OeRK-

Teams, bedeutet das Dokument in ihrem

Kontext eine Stärkung: Bei den Konflikten

zum Beispiel um Land- und Ressourcen-

nutzung, seien die Kirchen oft zu Schutz-

räumen für die Armen und Unterdrückten

geworden. Gegenüber den Industrien, denen

es um die Ausbeutung der Bodenschätze

gehe, brauche die Kirche als Anwältin für die

Interessen der Menschen jede Unterstüt-

zung, wie sie das Dokument jetzt über den

Schutz und die Achtung der Rechte der indi-

genen Völker formuliert. 

Kollektive Landbesitzrechte:
Fonds zur Stärkung gegründet

Im kommenden Jahr wird ein neuer Fonds

seine Arbeit aufnehmen, um sich einer seit

Jahrzehnten überfälligen Aufgabe zu wid-

men: der Finanzierung internationaler Maß-

nahmen zur Stärkung indigener und kom-

munaler Landbesitzrechte. Das Projekt wird

laut Carey L. Biron in einem Beitrag von IPS

den indigenen Gruppen und Waldgemein-

schaften finanzielle Mittel und Knowhow

bereitstellen, damit sie ihre Ansprüche auf ihr

Traditionsland besser konsolidieren können.

Die Befürworter der Initiative argumentie-

ren, dass ein substanzielles Handeln zur

Stärkung indigener Landrechte die Zahl der

Landkonflikte im Zusammenhang mit Berg-

bau-, Rohstoff- und Landentwicklungsvor-

haben verringern wird. Auch wird der Fonds

als wirksames Instrument gegen den Klima-

wandel erachtet. Treibende Kraft hinter der

Internationalen Land- und Waldeigentums-

fazilität („International Land and Forest

Tenure Facility“) ist die „Rights and Resour-

ces Initiative“ (RRI), eine in Washington an-

sässige unabhängige Koalition aus Entwick-
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Millionen Jahre strahlenden Abfall stelle eine

ständige Bedrohung dar, zumal keine wirk-

lichen Endlager vorhanden seien. Der Pil-

gerweg der Gerechtigkeit und des Friedens

bedeute einen Exodus aus der zivilen und

militärischen Nutzung von Nuklearenergie.

Es sei zu prüfen, ob ein Schutz durch

Atomwaffen oder Nutzung von Atomstrom

mit dem Glaubenszeugnis vereinbar ist.

Kirchengelder sollten aus Firmen abgezogen

werden, die mit der Produktion von Atom-

waffen oder Atomstrom und deren Export

befasst sind. Stattdessen sollen die jeweiligen

Regierungen zur Förderung erneuerbarer

Energien bewegt werden. 

Auf der staatlichen Ebene hat es Öster-

reich übernommen, im Dezember die näch-

ste internationale Konferenz über die huma-

nitären Folgen von Atomwaffen auszurich-

ten. Das Parlament des Nicht-NATO-Staates

hat die rechtlichen Grundlagen geschaffen,

um die Bemühungen der österreichischen

Regierung für eine atomwaffenfreie Welt zu

unterstützen. Beobachter weisen nach einem

Bericht von IPS darauf hin, dass ja in der

Vergangenheit Waffen nach einem Waffen-

verbot vernichtet worden seien. Das sei auch

der richtige Weg, um eine atomwaffenfreie

Welt zu schaffen. Es entspreche dem interna-

tionalen Recht einschließlich der Bestim-

mungen, die sich aus dem Atomwaffensperr-

vertrag (NPT) ableiten lassen, sowie Artikel 1

der Genfer Konventionen.

Damoklesschwert

Neuen Forschungsergebnissen zufolge hätte

allein schon ein begrenzter regionaler Atom-

waffenkonflikt verheerende globale Auswir-

kungen auf die Gesundheit, Ernährungs-

sicherheit, Wirtschaft, Sozialordnung und

das Klima, die die unmittelbaren humanitä-

ren Folgen bei weitem überschreiten. Im Juli

sagte der österreichische Nationalrat der

Wiener Konferenz seine volle Unterstützung

zu. Eingebracht hatten den Antrag Christine

Muttonen, Abgeordnete der Sozialdemokra-

tischen Partei Österreichs (SPÖ) und Rats-

mitglied des Parlamentarischen Netzwerks

für Nukleare Abrüstung und Nichtverbrei-

tung (PNND), sowie Reinhold Lopatka,

Obmann des Parlamentsklubs der Österrei-

chischen Volkspartei (ÖVP) im Nationalrat.

In dem Beschluss wird die österreichische

Bundesregierung aufgefordert, sich weiterhin

auf internationaler und europäischer Ebene

für atomare Abrüstung und ein komplettes

Verbot der Entwicklung, Beschaffung, Ver-

breitung, des Verkaufs und des Besitzes von

Atomwaffen im Sinne des internationalen

Rechts einzusetzen. Außerdem beauftragten

die Abgeordneten die Regierung, sich für

atomwaffenfreie Zonen insbesondere im

Nahen und Mittleren Osten und ein wirksa-

mes EU-Verbot von Massenvernichtungs-

waffen in Krisenregionen zu engagieren.

Darüber hinaus verfügt die österreichische

Regierung nun über das offizielle Parla-

mentsmandat, sich gegen die NATO-Dok-

trin der nuklearen Abschreckung auszuspre-

chen, sich mit Blick auf die Krise in der

Ukraine jedem militärischen Einsatz zu

widersetzen, der eine Ausweitung der Dok-

trin der nuklearen Abschreckung bedeuten

würde, sowie jede Androhung von Atom-

waffengewalt entschieden zu verurteilen.

Außerdem ist die österreichische Regierung

aufgerufen, sich für eine Stärkung und gege-

benenfalls die Einrichtung nichtmilitärischer

zwischenstaatlicher Organisationen für

Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa

und anderswo zu verwenden und sich für ein

Verbot oder zumindest eine strikte Regulie-

rung von europäischen Nukleartechnologie-

exporten starkzumachen. Mit seinem Be-

kenntnis zu atomarer Abrüstung des österrei-

chischen Nationalrats stärkt das Parlament

die Position des österreichischen Außen-

ministers Sebastian Kurz, der erklärt hatte,

dass die Gefahr von Atomwaffen keineswegs

abstrakt sei. „Sie ist ein Damoklesschwert

über unseren Köpfen und muss ebenso wie

die beträchtlichen Risiken durch Irrtümer,

Unfälle oder Terrorismus im Zentrum der

Bemühungen der internationalen Staatenge-

meinschaft stehen. Ein überholtes Sicher-

heitsverständnis, das auf der Androhung der

totalen Zerstörung des Planeten basiert, darf

im 21. Jahrhundert keinen Platz mehr

haben.“ 

Wien als Tagungsort gut gewählt 

Bedeutend ist die bevorstehende Konferenz

auch deshalb, weil Wien Sitz der einzigen

globalen Organisationen ist, die mit Nuk-

learfragen befasst sind: der Internationalen

Atomenergieorganisation (IAEO) und der

Organisation für den umfassenden nuklearen

Teststopp (CTBTO). Ihnen kommt eine ent-

scheidende Rolle zu, um die Ausbreitung

von Atomwaffen zu verhindern. Trotz der

Verringerung der Zahl der Atomwaffen seit

Ende des Kalten Krieges reichen die verblie-

benen Atomwaffen aus, um die gesamte

Menschheit auszurotten. Gleichzeitig hat die

Zahl der Atomwaffenstaaten zugenommen,

während die Hürden, diese Massenver-

nichtungswaffen zu bauen, niedriger gewor-

den sind. Deshalb vertritt Österreich die

Auffassung, dass sich der Einsatz von Atom-

waffen nur in Verbindung mit einer glaub-

würdigen und irreversiblen nuklearen Abrüs-

tung und der internationalen Ächtung von

Atomwaffen verhindern lässt. Im Fall einer

Atomexplosion wären Regierung und Hilfs-

organisationen gar nicht in der Lage, die

humanitäre Hilfe zu leisten, die angesichts

einer solchen Katastrophe erforderlich wäre,

hieß es in einer im Februar 2014 veröffent-

lichten Pressemitteilung des österreichischen

Außenministeriums. Obwohl eine atomwaf-

fenfreie Welt in Interesse der gesamten

Menschheit erstrebenswert wäre, ist man

vom Ziel noch weit entfernt. 
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Bei Meldungen aus der internationalen Oekumene wurden in

Ergänzung zu eigenen Recherchen Agenturmeldungen von

OeRK, IPS, LWI, RWF, CEC, RNA und KIPA ausgewertet.

Indigene Völker: 
Weltkirchenrat als Fürsprecher
Bei seiner letzte Vollversammlung in Süd-

korea 2013 erinnerte der OeRK an die

„Notwendigkeit einer stärkeren Wahrneh-

mung der Rechte und der Würde der indi-

genen Völker.

Die ureigenen Rechte der indigenen Völker

leiten sich aus ihren Kulturen, ihrer Ge-

schichte und ihren spirituellen Traditionen,

aus ihren politischen, wirtschaftlichen und

sozialen Strukturen und aus ihren histori-

schen Rechten an bestimmten Gebieten,

Territorien und Bodenschätzen her.“ 

In einem Protokollpunkt heißt es: „Der

Oekumenische Rat der Kirchen (OeRK)

fühlt sich seit Langem der Solidarität mit

den indigenen Völkern und der Unter-

stützung ihrer Belange verpflichtet, insbe-

sondere der Notwendigkeit der Achtung

und Bewahrung ihrer ureigenen Rechte

und ihrer Würde. 

Die OeRK-Vollversammlung, die vom

30. Oktober bis 8. November 2013 in Bu-

san, Republik Korea, getagt hat, bekräftig-

te erneut ihre Verpflichtung zur Wahrneh-

mung der Anliegen der indigenen Völker

und ruft die Mitgliedskirchen auf:

� die Spiritualität der indigenen Völker zu
achten und die Bestrebungen für mehr
Selbstbestimmung der Gemeinschaften
überall in der Welt zu unterstützen;

� über ihre eigene Geschichte nachzudenken
und größeres Verständnis für die schwieri-
ge Lage der indigenen Völker in unter-
schiedlichen Lebenszusammenhängen auf-
zubringen; 

�Delegationen indigener Völker dabei zu
unterstützen, sich an der Fürsprachearbeit
bei den Vereinten Nationen zu beteiligen;

� die Bemühungen indigener Gemein-
schaften, unterdrückerische Gesetze und
politische Maßnahmen zu beenden, die
koloniale Praktiken auf ihrem Land recht-
fertigen, zu unterstützen und zu stärken; 

� und die Kommunikation unter den
Mitgliedskirchen des OeRK und ökumeni-
schen Akteuren, die sich für die Rechte der
indigenen Völker einsetzen, zu koordinie-
ren. 

� Empfiehlt, der Generalsekretär möge:
� in der kommenden Programmperiode des

OeRK den Belangen der indigenen Völker
besondere Aufmerksamkeit schenken und 

� ausreichend Personal am Genfer Sitz des
OeRK für das Programm für die indige-
nen Völker behalten, um die Programm-
verpflichtungen zu koordinieren, zu un-
terstützen und zu erfüllen.“ 

Protokollpunkt zu den indigenen Völkern (08. Novem-

ber 2013); angenommen von der 10. OeRK-Vollver-

sammlung als Teil des Berichts des Ausschusses für

öffentliche Angelegenheiten. Übersetzt aus dem Eng-

lischen vom Sprachendienst des OeRK. 
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. Berlin

Kirchenpreise für CO2-Einsparung, 
gemeinsamen Gartenbau und Repair-
Cafe

Beispielhafte Schritte zu einem neuen Stil des

Wirtschaftens und Lebens hat der Oekume-

nische Rat Berlin Brandenburg mit öffent-

lichen Preisen bedacht. Der 16. Oekumeni-

sche Umweltpreis ging mit einem 1. Preis

(1000,– EUR) an die Klima AG im Kirchen-

kreis Oderland-Spree für das Klima-Projekt –

25%ige Senkung des CO2-Ausstoßes bis

2015, mit Hilfe der Erfassung des Energie-

verbrauchs bis 2015 und Energievisitationen

in allen Kirchengemeinden, mit Aufstellen

von gemeindebezogenen Umsetzungsplänen

sowie Förderung von klimafreundlichen

Bauvorhaben.

Einen 2. Preis (600,– EUR) erhielt das

Malteser Familienzentrum Manna, Berlin-

Neukölln, für den Bildungs- und Erfahrungs-

garten, mit dem  „naturentfernten“ Familien

der Gropiusstadt Natur und Umwelt nahe-

gebracht werden, und einen 3. Preis (400,–

EUR): die Wille gGmbH, Berlin-Kreuzberg

für das Projekt Repair Café, Reparieren als

Alternative zum Wegwerfen. 

Die Preisverleihung im Rahmen eines öku-

menischen Gottesdienstes zum Tag der

Schöpfung nahmen die Vorsitzende des

OeRBB, Pröpstin Friederike von Kirchbach

und Archimandrit Emmanuel Sfiatkos

(Griechisch-Orthodoxe Kirche) vor.

Der OeRBB ist eine Arbeitsgemeinschaft

von 31 christlichen Kirchen in Berlin und

Brandenburg. Gruppen und Einrichtungen

aller Mitgliedskirchen konnten sich an der

Ausschreibung beteiligen.

Kontakt: Oekumenischer Rat Berlin-Brandenburg

Geschäftsführer Hans-Joachim Ditz, Gierkeplatz 2–4

10585 Berlin, Tel.: 0 30/3 4210 00, post@oerbb.de

www.oerbb.de

. Rhein-Mosel-Saar

Im Kapitalismus gegen den Kapitalis-
mus – Diskussion um ein neues Netz-
Positionspapier 

Die kommende Versammlung des Oekume-

nischen Netzes Rhein-Mosel-Saar befasst

sich mit der Fortschreibung des Netz-Papiers

„Das ‚Ganze‘ verändern“. In der Reihe der

Themenstellungen ist dies nun der vierte

Aspekt. Es wird sich um eine radikale Kritik

der philosophischen Grundlagen unserer

Gesellschaft drehen: der Aufklärung. Sie hat

die Durchsetzung des Kapitalismus begleitet

und legitimiert und das weiße, männliche

Subjekt, den Handlungsträger der abstrakten

Arbeit, zum Menschen schlechthin gemacht.

Mit dem Kapitalismus als Gesellschaftsform

muss auch das ihn begleitende Denken der

Aufklärung zum Gegenstand der Kritik

gemacht werden. Die Aufklärung wird in den

westlichen Gesellschaften als Grundlage von

„Zivilisation“, und „Kultur“ angepriesen,

die es am besten überall zu übernehmen gel-

te – der „kleine“ Makel, dass die „Versprech-

en der Moderne“ von Freiheit, Gleichheit,

Brüderlichkeit nicht für alle gelten können,

weil sie an den kapitalistischen Verwertungs-

prozess gebunden sind, wird dabei ignoriert.

Im Gegenteil, mit der Krise des Kapitalismus

wird für immer mehr Menschen die

Grundlage dieser Versprechen entzogen.

Aber die Ideale der Menschenrechte, die in

der Zeit ihrer Entstehung nur für das männ-

liche, weiße Subjekt galten und damit den

Großteil der Menschheit ausschlossen, sollen

nichtsdestotrotz aufrecht erhalten werden.

Warum dies so ist, warum „wir“ trotz aller

Widersprüche so sehr an dieser Aufklärung

hängen, was sie mit Wert und Abspaltung,

den bereits diskutierten Kategorien der kapi-

talistischen Gesellschaft, zu tun hat, und wie

wir über sie hinaus denken können, wird

Daniel Späth, Redakteur der Zeitschrift

„Exit!“, in seinem Vortrag vorstellen. Die

Netz- und Mitgliederversammlung findet

statt am 29. November 2014 von 9.45–

16.45 Uhr in der in der Superintendentur

des Kirchenkreises Koblenz, Mainzer Str. 81,

Koblenz.

Kontakt: Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar

Dominic Kloos, Löhrstr. 51, 56068 Koblenz

Tel: 0261/29 6816 91

info@oekumenisches-netz.de

www.oekumenisches-netz.de

. Rheinland

Was heißt „weltweite Verantwortung“?

Angesichts der wiederholten Aufforderungen

des Bundespräsidenten zur Wahrnehmung

einer „weltweiten Verantwortung“ Deutsch-

lands durch Militäreinsätze im Ausland

wandte sich die „Solidarische Kirche im

Rheinland“ in einem „Offenen Brief“ an

Joachim Gauck. Er wird hier in gekürzter

Fassung wiedergegeben.

„Sehr geehrter Herr Bundespräsident,

Sie haben sich in diesem Jahr wiederholt zu
weltweiten militärischen Einsätzen geäußert.
In einem viel beachteten Interview sagten sie:

„[…] In diesem Kampf für Menschenrechte
oder für das Überleben unschuldiger Men-
schen ist es manchmal erforderlich, auch zu
den Waffen zu greifen“ (Deutschlandfunk,
14.6.2014). … Die Einsätze sind nach allen
Erfahrungen letztlich weniger von menschen-
rechtlichen Erwägungen als vielmehr von
mächtigen Interessen geprägt. Wir stimmen
in diesem Zusammenhang der nach unserer
Auffassung klaren Erkenntnis von Papst
Franziskus zu: „Ich glaube, wir sind in einem
Weltwirtschaftssystem, das nicht gut ist, da es
nicht den Menschen in die Mitte stellt. Wir
haben das Geld in den Mittelpunkt gestellt,
den Geldgott. ... Es ist ein System, das Krieg
führen muss, um zu überleben. … Und was
bedeutet das? Dass Waffen produziert und
verkauft werden, und Menschen auf dem
Altar des Geldes geopfert werden.“ ( Interview
mit der spanischen Zeitung La Vanguardia
vom 13.6.2014)
Die von Papst Franziskus genannten
Waffenverkäufe weisen auf die enge Verbin-
dung von Waffenlieferungen und Kriegsein-
sätzen hin. Die bundesdeutsche Regelung,
keine Waffenlieferung in Krisengebiete zuzu-
lassen, ist schon mehrfach durchbrochen wor-
den, gerade im Nahen Osten. Jede weitere
Durchbrechung bringt unweigerlich die Ge-
fahr unberechenbarer Gewaltsteigerungen mit
sich, wie die jüngsten Vorgänge in Syrien und
im Irak deutlich machen. Zunehmende welt-
weite Verantwortung, die Sie ansprechen,
bringt für uns andersartige, weitergehende
und tiefer reichende Verpflichtungen mit sich.
�Diese Verantwortung bedeutet für uns eine

größere Bereitschaft Deutschlands, Flücht-
linge aufzunehmen. Dafür sprechen Sie
sich auch aus, schweigen aber dazu, dass
Kriege und Militäreinsätze weltweit die
Hauptursache von Flucht sind. 

�Weltweite Verantwortung heißt für uns,
gegen die Verbreitung von Waffen in Kon-
fliktgebiete einzutreten. Deutschland ist
aber zur Zeit der drittgrößte Waffenexpor-
teur, auch dazu schweigen Sie.

�Weltweite Verantwortung beinhaltet für
uns, dass Deutschland dem selbst gesetzten
Ziel endlich nachkommt, 0,7 Prozent seines
Bruttoinlandsproduktes für Entwicklungs-
aufgaben einzusetzen.

�Der vorrangigen Friedenspflicht des
Grundgesetzes in weltweiter Verantwor-
tung zu folgen, bedeutet für uns, die
finanziellen Mittel für Friedensdienste
erheblich zu erhöhen.

�Deutschland sollte sich bei internationalen
Konflikten verstärkt als Mediator engagie-
ren. Ein von der EU oder der NATO be-
schlossener militärischer Einsatz muss von
Deutschland nicht zwangsläufig mit getra-
gen werden. Auch unsere Vergangenheit
sollte uns im Blick auf kriegerische Einsätze
zu äußerster Zurückhaltung mahnen. …
Wir erwarten und erhoffen von Ihnen, dass
Sie diese Dimensionen weltweiter Verant-
wortung betonen, bevor Sie sich weiter für
mehr militärische Einsätze engagieren, die
bisher zuallererst mächtigen Interessen und
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viel weniger oder gar nicht dem Frieden ge-
dient haben.“

� Die Solidarische Kirche im Rheinland ist
eine Gruppe von ca. 180 Mitgliedern in der
Tradition der „Bekennenden Kirche“, für die
das Engagement für Gerechtigkeit, Frieden
und Bewahrung der Schöpfung zentral ist.

Kontakt: Arbeitsgruppe Solidarische Kirche im Rheinland

c/o Erika Haugg, Mozartstr. 9, 45478 Mülheim

. Nord- und Osthessen

Vorschlag für Themensynode zur 
friedensethischen Orientierung

Die Vollversammlung des Oekumenischen

Rates der Kirchen hat 2013 seine Mitglieds-

kirchen zu einem „Pilgerweg der Gerechtig-

keit und des Friedens“ aufgerufen. Die

Konferenz für Friedensarbeit der EKD hat

dazuhin allen Landeskirchen empfohlen,

einen Meinungsbildungsprozess durchzufüh-

ren mit dem Ziel, eine „Kirche des gerechten

Friedens“ zu werden. Diese Impulse nimmt

der Arbeitskreis Frieden von Kurhessen-

Waldeck auf und bittet die Kreissynoden, im

Jahr 2016 eine Themensynode zur friedense-

thischen Orientierung durchzuführen. Ziel

ist es, dass die Landeskirche einen „Pilger-

weg der Gerechtigkeit und des Friedens“ be-

schreitet. Zu einigen Gesichtspunkten stellt

der Arbeitskreis Thesen zur Diskussion und

bittet die Kreissynoden, daraus Beschlussvor-

schläge für die Landessynode zu entwickeln.

Die Thesen werden hier in gekürzter

Fassung wiedergegeben:

1. Konflikte gewaltfrei bearbeiten
In der Aufnahme der Weisungen der Berg-
predigt sind gewaltfreie Methoden die für
Christen gebotene und politisch vernünftige
Handlungsoption zur Gestaltung des Zusam-
menlebens, zur Verteidigung von Menschen-
rechten und zur Überwindung von Unrecht
und Unterdrückung …. Daher bitten wir die
Leitung unserer Landeskirche, dafür Sorge
zu tragen, dass die Einübung in die Metho-
den der gewaltfreien Konfliktbearbeitung in
allen Bereichen der Landeskirche stattfindet
(in Kindergärten, in Schulen, im Konfir-
mandenunterricht, in Erwachsenengruppen
etc.). …

2. Friedensfachkräfte für das In- und 
Ausland ausbilden 

Wir empfehlen außerdem, dass sich möglichst
viele Menschen zu Friedensfachkräften für
den Einsatz im In- und Ausland ... ausbil-
den lassen … . Wir regen an, dass die Lan-
deskirche jedes Jahr zwei Ausbildungsplätze
für Gemeindeglieder aus der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck finanziert.

3. Krieg als Instrument der Politik 
überwinden 

Mit Sorge nehmen wir wahr, dass trotz der
Lehren, die uns die Weltkriege geben, Kriege
und Militäreinsätze heute in der Politik wie-
der als Mittel zur Konfliktlösung angesehen
werden. Dagegen halten wir fest: Kriege sind
kein geeignetes Mittel, gerechten Frieden zu
schaffen. Vielmehr sind für uns die Förde-
rung gerechter und demokratischer Verhält-
nisse sowie eine aktive Friedens- und Versöh-
nungsarbeit die geeigneten Schritte zur
Überwindung von Gewalt und Krieg. …

4. „Schwerter zu Pflugscharen“– 
für Rüstungskonversion eintreten 

Für unsere Landeskirche ist die Frage der
Rüstungsproduktion eine besondere Heraus-
forderung, weil Kassel ein wichtiger Standort
der deutschen Rüstungsproduktion ist. Wir
fordern als ersten Schritt von der Bundesre-
gierung die ausnahmslose Anwendung der
strengen Kriterien für Rüstungsexporte
(keine Waffenlieferungen in Krisengebiete
und an undemokratische Regime). Als einen
weiteren Schritt fordern wir – u.a. zum
Erhalt von Arbeitsplätzen – für die Region
Kassel eine Konversion, d.h. die Umstellung
von der Produktion militärischer Güter auf
die ziviler Güter. ...

5. Als Kirche nicht von der 
Rüstungsproduktion profitieren

Wir bitten die Kirchenleitung zu ermitteln,
wie hoch der Anteil der Kirchensteuern ist,
der im Zusammenhang mit der Rüstungsin-
dustrie der Kirche zufließt. Diese Gelder sind
für humanitäre Maßnahmen und zivile
Konfliktbearbeitung in Kriegsgebieten einzu-
setzen, um Kriegsleid zu lindern.

6. Mit den Partnerkirchen den
„Pilgerweg der Gerechtigkeit und des
Friedens“ gehen

Die weltweite Gemeinschaft der Kirchen
kann und muss eine wichtige Rolle spielen
auf dem Weg zum Frieden. Wir bitten des-
halb das Dezernat für Mission, Oekumene
und Entwicklungsfragen, die Voraussetzun-
gen zu schaffen, dass wir den „Pilgerweg der
Gerechtigkeit und des Friedens“ gemeinsam
mit unseren Partnerkirchen gehen und ihn
zum Thema unserer Partnerschaftsbegeg-
nungen machen. …

7. Für ausreichende personelle und 
finanzielle Ressourcen in unserer
Landeskirche sorgen

Wir bitten die Landeskirche, die halbe Stelle
eines/r Beauftragten für Friedensarbeit zu
verlängern, um u.a. den Prozess der Evan-
gelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck, eine
„Kirche des gerechten Friedens“ zu werden,
zu unterstützen und die Gemeinden auf
dem „Pilgerweg der Gerechtigkeit und des
Frieden“ zu begleiten. KASSEL, 5.9.2014

Arbeitskreis Frieden der Evangelischen Kirche von

Kurhessen-Waldeck

Kontakt: AK Frieden, c/o Michael Held

Simon-Haune-Str. 15, 36251 Bad Hersfeld

OeNiD-Mitglieder@listen.oenid.net

. Württemberg

Rückblick auf Busan und
Oekumenische Versammlung Mainz

Rückblickend waren das Jahr 2013 und die

erste Hälfte von 2014 für das Oekumenische

Netz Württemberg (OeNW) eine eher

schwierige Zeit. Mitglieder des Geschäfts-

führenden Ausschusses waren zusammen mit

VertreterInnen von einzelnen Mitgliedsorga-

nisationen wie PLÄDOYER und pax christi

intensiv an den Vorbereitungen zur Oeku-

menischen Versammlung 2014 in Mainz be-

teiligt, und nahmen zum Teil zuvor an der

Vollversammlung des OeRK in Busan/Korea

teil. Weil sie hier beständig Arbeit für die

Oekumene leisteten, war das OeNW in sei-

nen Kapazitäten weitgehend gebunden. Etli-

che geplante Termine mussten ausfallen.

Dem will das OeNW im kommenden Jahr

begegnen, indem es seine Mitglieder einlädt,

in einen Entwicklungsprozess einzutreten,

um Arbeitsstrukturen und inhaltliche Aus-

richtung zukunftsfähig neu zu gestalten. In

diesem Zusammenhang wird auch die Zu-

sammenarbeit mit Pro Oekumene wieder

aufgenommen, ein erstes Gespräch hat be-

reits stattgefunden. Das OeNW sieht die der-

zeitige Situation als einen Klärungsprozess,

aus dem es mit neuer Zuversicht und neuem

Engagement hervorgehen kann. 

CHRISTOF GROSSE, Mitglied des Geschäftsführenden

Ausschusses des OeNW

Kontakt: OeNW, c/o Sylvia Dieter

Nahe Weinbergstr. 12, 74348 Lauffen/Neckar

. Arbeitsgemeinschaft
Christlicher Kirchen (ACK)

Beratung zu Pilgerweg der
Gerechtigkeit und des Friedens

Die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kir-

chen (ACK) befasste sich auf ihrem Stu-

dientag, den die Mitgliederversammlung

gemeinsam mit den Geschäftsführerinnen

und Geschäftsführern der regionalen ACKs

durchführte, mit den Konsequenzen aus der

letzten Vollversammlung des Oekumeni-

schen Rates der Kirchen im Jahr 2013 in

Busan (Südkorea). Diese hatte einen „Pil-

gerweg der Gerechtigkeit und des Friedens“

ausgerufen. Die ACK will nun Arbeitsmateri-

alien für Gemeinden erstellen. Der Stu-

dientag fand am 1. und 2. Oktober 2014 im

Roncalli-Haus Magdeburg statt. 

Kontakt: Oekumenische Centrale

Ludolfusstraße 2–4, 60487 Frankfurt am Main

Tel.: 069/24 70 2713

marc.witzenbacher@ack-oec.de

www.oekumene-ack.de
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. Kirche und Gesellschaft

Freihandelsabkommen schwächen
Sonntagsschutz

Freihandelsabkommen wie TTIP oder CETA

sollen Arbeit und Wohlstand bringen, so

heißt es. Dazu sollen die Vertragspartner

zwar gleichwertige Normen und Standards

gegenseitig anerkennen – senken aber wolle

man soziale und ökologische Standards

nicht. So versprechen es jedenfalls die Befür-

worterInnen der von Regierungsvertretern

und Wirtschaftslobbyisten geheim verhandel-

ten Freihandelsabkommen. Dabei werden

freilich Standards indirekt gesenkt. Darauf

weist der hannoveraner Gewerkschafter

Patrick Schreiner hin. Während Befürworter

mit Versprechen zu beschwichtigen versu-

chen, TTIP und Co. werden Sozialstandards,

Datenschutzregeln und Umweltschutz nicht

unterminieren, führt Schreiner in den

„Nachdenkseiten“ aus, dass TTIP (und

CETA und alle anderen Freihandelsab-

kommen) Standards unweigerlich untermi-

nieren werden, sofern die höchsten Standards

nicht in den Abkommen selbst festgeschrie-

ben werden. Das aber geschehe nicht. 

Abkommen zeitigen umfangreiche 
indirekte Folgen

Schreiner verweist auf den Unterschied zwi-

schen einer direkten und einer indirekten

Senkung von Standards. Tatsächlich stehe zu

erwarten, dass die indirekte Senkung von

Standards durch TTIP, CETA und Co. sehr

viel umfangreicher ausfallen wird als die

direkte. Eine „indirekte“ Senkung von

Standards liege vor, wenn sie nicht direkt in

den Freihandels-Verträgen selbst festge-

schrieben wird, sondern sich erst im Zusam-

menspiel eines Freihandelsabkommens mit

weiteren Gesetzen oder Abkommen ergibt. 

Ein Beispiel für die indirekte Senkung von

Standards bezieht sich auf das Verbot von

Sonn- und Feiertagsarbeit, wie es im deut-

schen Arbeitszeitgesetz festgeschrieben ist.

Zweck des gesamten Gesetzes ist es gemäß

§ 1, erstens die Arbeitszeit von Arbeit-

nehmerInnen zu begrenzen, zweitens zu-

gleich eine gewisse Flexibilität bei den

Arbeitszeiten zu gewährleisten und drittens

Sonntage sowie Feiertage bestmöglich von

Arbeit freizuhalten. In § 13 Abs. 5 heißt es:

„Die Aufsichtsbehörde hat abweichend von 

§ 9 die Beschäftigung von Arbeitnehmern an

Sonn- und Feiertagen zu bewilligen, wenn

bei einer weitgehenden Ausnutzung der ge-

setzlich zulässigen wöchentlichen Betriebs-

zeiten und bei längeren Betriebszeiten im

Ausland die Konkurrenzfähigkeit unzumut-

bar beeinträchtigt ist und durch die Ge-

nehmigung von Sonn- und Feiertagsarbeit

die Beschäftigung gesichert werden kann“.

Schreiner weist darauf hin, dass dieser Absatz

den Unternehmen einen Rechtsanspruch (!)

einräumt auf die Beschäftigung von Arbeit-

Bildbeschreibung von Anne Stickel, die das

gemeinschaftliche Malen angeleitet hat. Eine

Karte kostet 1,– EUR. Ein weiteres Bild mit

ähnlichen Motiven wurde auf Leinwand ge-

malt. Es kann bei Pilgerwegen als Transpa-

rent voraus getragen werden. Es ist relativ

groß (1,7m x 3 m) und kann ebenfalls (ohne

die nötigen Tragestangen) bei Ge-

schäftsführer Werner Gebert bestellt werden

für Pilgerwege und andere ökumenische Ver-

anstaltungen. Die Konsultation über den Pil-

gerweg der Gerechtigkeit und des Friedens

(für das Leben) mit der Zuspitzung auf die

in der OeRK-Erklärung zu Mission und

Evangelisation stark betonte „Lebensenergie

von den Rändern her“, die für den 13. Sept.

in Duisburg geplant war, musste leider auf

das nächste Jahr verschoben werden. Ein

Termin steht noch nicht fest. WERNER GEBERT

Kontakt: PLÄDOYER für eine ökumenische Zukunft

c/o Pfr. i.R. Werner Gebert

Banweg 14, 72131 Ofterdingen

Tel.: 07473/959898, Fax: -959894

euw.gebert@t-online.de

. Dietrich Bonhoeffer-Verein

Militärrechtfertigung fragwürdig

Der Dietrich-Bonhoeffer-Verein befasste sich

mit den Äußerungen von Bundespräsident

Joachim Gauck sowie Ministerin Dr. von der

Leyen und Minister Dr. Steinmeier zu

Militäreinsätzen im Ausland. Die Ergebnisse

finden sich in einem „Offenen Brief“, der

hier vom OID in gekürzter Fassung wieder-

gegeben wird.

„An Herrn Bundespräsident Joachim Gauck

Bundespräsidialamt, Spreeweg 1

10557 Berlin 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident
Gauck,
sehr geehrte Frau Ministerin 
Dr. von der Leyen, 
sehr geehrter Herr Minister 
Dr. Steinmeier,

wir haben zur Kenntnis genommen, dass Sie

zwar weltweite militärische Einsätze der

Bundeswehr nur als ultima ratio der gewach-

senen deutschen „Verantwortung“ präsentie-

ren, sehen aber sehr deutlich, dass letztlich

diese „Verantwortung“ zur Rechtfertigung

militärischer Maßnahmen beschworen wird.

Mehr Verantwortung übernehmen, hieße für

uns aber auch, einen kritischen Blick zu wer-

fen auf die aktuelle Politik. Wir teilen die

Meinung vieler zivilgesellschaftlicher Grup-

nehmerInnen an Sonn- und Feiertagen, so-

fern diese Unternehmen mit ausländischen

Unternehmen in Konkurrenz stehen, die ihre

Beschäftigten gleichfalls sonn- und feiertags

arbeiten lassen, hierdurch die eigene „Kon-

kurrenzfähigkeit unzumutbar beeinträch-

tigt“ ist und durch Sonn- und Feiertagsarbeit

Arbeitsplätze erhalten bleiben. Der Ge-

werkschafter stellt fest: „Heute schon wird in

Deutschland Sonn- und Feiertagsarbeit auf

dieser Grundlage genehmigt. Ablehnungen

sind Ausnahmen. Nachdem es der Zweck

von Freihandelsabkommen wie TTIP, CETA

und Co. ist, den grenzüberschreitenden

Handel auszuweiten, hat dies unweigerlich

zur Folge, dass die Konkurrenz zwischen

Standorten und Unternehmen zunimmt.

Damit wird auch die Zahl der Unternehmen

zunehmen, die einen Rechtsanspruch darauf

haben, ihre Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer an Sonn- und Feiertagen zu beschäf-

tigen. Dies stellt eine indirekte Senkung von

Standards dar – denn das Verbot von Sonn-

und Feiertagsarbeit wird weiter ausgehebelt,

ohne dass dies in den Freihandelsabkommen

selbst so festgeschrieben wäre.“ (Vgl.

www.nachdenkseiten.de)

Als kirchliche Fachorganisationen wirken

zu diesen Fragen u.a. die Betriebsseelsorge

im katholischen Bereich, der kirchliche

Dienst in der Arbeitswelt im evangelischen

Bereich, außerdem hat sich eine „Allianz für

den freien Sonntag“ gebildet. 

Kontakt: „Allianz für den freien Sonntag“

Christiane Schrag c/o KAB Deutschland

Pettenkoferstr. 8/III, 80336 München

Tel.: 0 89/55 25 49 21;

Kirchlicher Dienst in der Arbeitswelt

c/o Dr. Axel Braßler

Arnswaldtstraße 6, 30159 Hannover

Tel.: 0511/4738 77-11, a.brassler@kwa-ekd.de

Katholische Betriebsseelsorge, Bundeskommission 

c/o Peter Hartlaub, Kürschnerhof 2

97070 Würzburg, Tel.: 0931/38 66 53 24

. Plädoyer für eine 
ökumenische Zukunft

Anregung für Pilgerwege

Ein ausführlicher Bericht über die Oekume-

nische Versammlung in Mainz (30.04.–

04.05.14) findet sich im Frühjahrsbrief des

Plädoyers vom Mai 2014. Dieser Rundbrief

sowie auch die Kunstkarten, die das farben-

prächtige Mural comunitario (gemeinschaft-

liches Wandbild), das während der OeV ge-

schafften wurde, wiedergeben, können bei

der PLÄDOYER-Geschäftsführung bezogen

werden. Die Klappkarten enthalten auch eine
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pen, dass Europa und auch die Bundes-

republik sich faktisch in ein hegemoniales

Programm der USA politisch und militärisch

haben einbinden lassen. Selbst beim völker-

rechtswidrigen Angriffskrieg der USA auf

den Irak sind wir nur scheinbar neutral

geblieben. Die militärischen Interventionen

im Rahmen dieses Projektes haben außer

Zerstörung menschlichen Lebens und politi-

scher Instabilität nichts hinterlassen. Der

amerikanische „Krieg gegen den Terroris-

mus“, der zu diesem hegemonialen Vor-

haben gehört, führt zur Destabilisierung

ganzer Regionen im Nahen und Mittleren

Osten. Für jeden getöteten „Terroristen“ ste-

hen drei andere auf, die ihn rächen wollen.

In Afrika ist zu besichtigen, wie jeder „Sieg“

neue Kriegsschauplätze erzeugt. …

Eine Fortsetzung einer sich auf militäri-

sche Gewalt stützenden Weltordnungspolitik

beraubt uns der Mittel, die benötigt werden,

um präventiv die Gründe der Gewalt zu eli-

minieren, nämlich Hunger und Unterent-

wicklung. Sie beraubt die Menschheit der

Mittel, die gebraucht werden, um unter dem

Dach einer reformierten UNO ernsthaft da-

ran zu gehen, Institutionen zur Früherken-

nung von Konflikten und ihrer deeskalieren-

den nicht-militärischen Bearbeitung zu

schaffen. Zu diesen Institutionen gehörte

wohl auch eine echte, dem UN-Generalsek-

retär unterstellte internationale Polizeitrup-

pe, die sich aus Kontingenten aller UN-Mit-

gliedsstaaten zusammensetzt, zur Kon-

fliktdeeskalation besonders befähigt ist und

zur Verhinderung schlimmster Menschen-

rechtsverletzungen anstelle von Militär einge-

setzt werden kann. Wir meinen, dass immer

noch Gustav Heinemanns Aussage gültig ist:

„Der Frieden ist der Ernstfall.“ Dem ent-

spräche heute die Abkehr von der konfronta-

tiven Politik geopolitischer Blöcke und die

Realisierung einer Politik, die auf globale

Sicherheitspartnerschaften setzt. Andernfalls

dürfte es zu einem Kampf um die schrump-

fenden Ressourcen kommen, einem fortge-

setzten Rüstungswettlauf und neuem Kalten

Krieg mit absehbaren Folgen. NATO und

EU sind kein Ersatz für eine globale sicher-

heitspartnerschaftliche Struktur. Die NATO

ist ein Verteidigungsbündnis. Verteidigungs-

bündnisse schaffen per definitionem keine

Sicherheit für ihre Nicht-Mitglieder. Auch

eine EU, die sich – Beispiel Ukraine – einfach

auf einer Seite der großen geopolitischen

Konfliktlinie einordnet, ist parteiisch, als

Vermittler ungeeignet, und ihre Politik wird

eher wie ein Brandbeschleuniger in Konflik-

ten wirken. 

Wir wissen, dass Sie ein schweres Amt tra-

gen, und die Wende zu einer nachhaltigen

Friedenspolitik nur schwer zu vollziehen ist.

Schließlich muten wir Ihnen zu, sich in den

Gegensatz zu setzen zu den mächtigen poli-

tischen und ökonomischen Interessen, die

die gegenwärtige fatale Politik forcieren. Wir

beobachten schon lange den beständigen

Druck von Verbündeten und Industrie, die

deutschen Ausgaben für Rüstung und

Militär hochzufahren. Bedenken Sie aber,

dass auch die gelungene deutsche Au-

ßenpolitik, die einen entscheidenden Beitrag

zur Beendigung des Kalten Krieges geleistet

hat und die Menschheit vom Abgrund eines

atomaren Selbstmords zurückholte, am

Anfang nur gegen erhebliche Widerstände im

Inneren und Äußeren durchzusetzen war. … 

Mit freundlichen Grüßen
Dietrich-Bonhoeffer-Verein

Karl Martin, Vorstandsvorsitzender 

Barbara Wirsen-Steetskamp, Stellvertretende

Vorsitzende

Detlef Bald, Stellvertretender Vorsitzender“

Verteiler:

HERRN BUNDESPRÄSIDENT JOACHIM GAUCK

Bundespräsidialamt, Spreeweg 1

10557 Berlin

FRAU VERTEIDIGUNGSMINISTERIN 

DR. URSULA VON DER LEYEN

Bundesministerium der Verteidigung,

Stauffenbergstr. 18, 10785 Berlin

HERRN BUNDESAUßENMINISTER 

DR. FRANK-WALTER STEINMEIER

Auswärtiges Amt, 11013 Berlin“

Kontakt: Dietrich-Bonhoeffer-Verein

c/o Schriftführerin Mariarosa Frigerio-Pfeiffer

Heubergstr. 10, 70188 Stuttgart, Tel.: 0711/78 02 87-4

info@dietrich-bonhoeffer-verein.de

. Konferenz für Friedensfragen
der EKD

Militärsteuerverweigerung auf 
Tagesordnung

Die Konferenz für Friedensfragen im Raum

der EKD soll auf ihrer nächsten Jahrestagung

einen Beschluss zur Kriegssteuerverweige-

rung fassen. Den Antrag zur Kriegssteuer-

verweigerung hatte der Vertreter des Oeku-

menischen Netzes für das Netzwerk Frie-

denssteuer eingebracht. Einen Hintergrund

bildet der Beschluss des Zentralausschusses

des OeRK, der die Kirchen bittet, sich mit

der Kriegssteuerverweigerung aus Gewis-

sensgründen zu befassen. 

Die Mitglieder der Konferenz für Frie-

densarbeit wurden zunächst mit Informa-

tionsmaterial versehen und sollen die

Kirchenleitungsgremien zu einer Stellung-

nahme veranlassen. Zielsetzung ist, dass die

Kirchen die Kriegssteuerverweigerung gleich

bewerten wie die Kriegsdienstverweigerung.

Über ihren Bevollmächtigten bei der

Bundesregierung und dem Bundestag sollen

sie dafür eintreten, dass das Zivilsteuergesetz,

das dieses Problem verfassungsrechtlich

regeln würde, im Bundestag behandelt und

verabschiedet wird.

Kontakt: Friedenskonferenz der EKD

Endenicher Str. 41, 53115 Bonn

Tel.: 02 28/249 90

. Kirchentag in Stuttgart

Friedenszentrum „von unten“

Ein Friedenszentrum während des Evange-

lischen Kirchentags 3.–7. Juni 2015 soll

„von unten“ organisiert werden, nachdem

Vorschläge für friedenspolitische Veranstal-

tungen vom Kirchentag in Stuttgart nicht

berücksichtigt wurden. Das inhaltliche Pro-

gramm wird eigenständig von den interes-

sierten Gruppen, Organisationen oder kirch-

lichen Arbeitsstellen gestaltet. Wer sich am

Programm (Podien, Vorträge, Workshops,

Andachten, Schnupperangebote, Tische,

kleinere Ausstellungen, Musik etc.) beteili-

gen will, wird gebeten, die nötigsten Infos

weiterzugeben bis 23.10.2014 an gildemeis-

ter@friedensdienste.de mit Titel, Veranstal-

tungsart, Kurzbeschreibung, geschätzte Teil-

nehmerzahl und Wunschtermin mit Tag und

Uhrzeiten. Die Entscheidung über das

Programm trifft dann die Leitungsgruppe

bei ihrem ersten Treffen am 3. November.

Bisher beteiligen sich Versöhnungsbund,

gewaltfrei handeln e.V., Werkstatt für gewalt-

freie Aktion Baden, ORL, Arbeitsstelle Frie-

den in Baden, AGDF. Als Veranstaltungsort

während des Kirchentags ist die Friedens-

kirche mit ihrem Gemeindehaus in Aussicht

genommen in der Nähe des Süddeutschen

Rundfunks. Sie ist auch Gastgeberin der

südkoreanischen Gemeinde.

Kontakt: AGDF e.V., Endenicher Str. 41, 53115 Bonn

Tel.: 02 28/24 99 90, agdf@friedensdienst.de

. Werkstatt für Gewaltfreie
Aktion, Baden

Qualifikation für Kampagnen in der
Friedensbewegung

„Campapeace“ lautet der Name einer Fort-

bildung, die Menschen in der Friedensbe-

wegung darin schulen will, Kampagnen zu

organisieren. Sie wird in sechs Modulen

jeweils von Freitag bis Sonntag zwischen

November 2015 und Februar 2016 angebo-

ten. Als Kursort dient die Jugendherberge in

Kassel. Als Leiter wirkt der erfolgreiche

Kampagnenberater Ulrich Wohland. Die

Organisation liegt bei Claudia Funke. Die

Gründung der Werkstatt für Gewaltfreie

Aktion ist mit dem konziliaren Prozess eng

verbunden. 

Informationen und Anmeldung über

claudia.funke@wfga.de, Tel.: 0 6221/6528753

Kontakt: Werkstatt für gewaltfreie Aktion, Baden

Im Eine-Welt-Zentrum, Am Karlstor 1

69117 Heidelberg, Tel.: 0 62 21/161978

buero.heidelberg@wfga.de, www.wfga.de

OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST Herbst 2014 9N E T Z E



10 OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST Herbst 2014

. Versöhnungsbund

Unterstützung für ehemalige Soldaten

Der Versöhnungsbund unterstützt die

Gründung eines deutschen Zweiges der

„Veterans for Peace“ (VFP). Die Veterans for

Peace“ sind eine weltweit tätige Organisation

von ehemaligen Soldaten, die sich für

Frieden einsetzen. Als Ziele nennen sie unter

anderem, das öffentliche Bewusstsein für die

Kosten von Kriegen zu erhöhen, das Wett-

rüsten zu beenden und Nuklearwaffen abzu-

schaffen, Gerechtigkeit und Entschädigun-

gen für ehemalige Soldaten und andere

Kriegsopfer, sowie Krieg als Mittel der Poli-

tik abzuschaffen. Den „Veterans for Peace“

gehören weltweit rund 140 Gruppen an, ein

Großteil davon (rund 100) in den USA und

Vietnam. Die Gründung eines deutschen

Zweiges wird zurzeit von Meike Capps-

Schubert und dem ehemaligen Berufssol-

daten Daniel Lücking vorangebracht. Meike

Capps-Schubert arbeitet seit 2003 ehrenamt-

lich für das Military Counseling Network,

einer Beratungsstelle für US-Soldaten. 2012

eröffnete sie in Kaiserslautern das GI-Cafe

„The Clearing Barrel“, das US-Militäran-

gehörigen und Familienangehörigen Bera-

tung und Hilfsangebote vermittelt. Wer sich

als ehemaliger Militärangehöriger der Bun-

deswehr, Nationalen Volksarmee oder einer

beliebigen anderen Armee an der Gründung

der deutschen Veterans for Peace“ beteiligen

möchte, kann sich an gi-cafe-germany@gmx.

net wenden.

Kontakt: Versöhnungsbund e.V., Schwarzer Weg 8

32423 Minden, Tel.: 0571/85 08 75 

vb@versoehnungsbund.de, www.versoehnungsbund.de

. Evangelische
Arbeitsgemeinschaft für
Kriegsdienstverweigerung
und Frieden (EAK)

Kriegsdienstverweigerung bleibt
Thema

Die Evangelische Arbeitsgemeinschaft für

Kriegsdienstverweigerung und Frieden

(EAK) will das Grundrecht auf Kriegsdienst-

verweigerung wieder stärker ins öffentliche

Bewusstsein rücken. „Auch nach Aussetzung

der Wehrpflicht vor drei Jahren verweigern

nach wie vor Menschen aus Gewissensgrün-

den den Dienst mit der Waffe“, betonte der

EAK-Bundesvorsitzende Dr. Christoph

Münchow bei einem Studientag der EAK im

Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für

Kriegsdienstverweigerung und Frieden

(EAK) fordern eine Stärkung der friedenspo-

litischen Bildung und kritisieren die

Werbung der Bundeswehr bei Kindern und

Jugendlichen. Sie weisen darauf hin, dass

Frieden explizit Bestandteil des

Schulunterrichtes sein muss. Die derzeitigen

kriegerischen Konflikte beschäftigen Schüler-

innen und Schüler. In der Auseinander-

setzung mit den Krisen in Schulen und in der

außerschulischen Jugendarbeit sollten insbe-

sondere Möglichkeiten der gewaltfreien

Konfliktbearbeitung aufgezeigt werden. Die

Anwendung von Gewalt ist vielfach Nor-

malität – ob in Konflikten in der Welt oder

in unserer Gesellschaft. Möglichkeiten

gewaltfreien Handelns sind weniger gut

bekannt, werden ignoriert oder es fehlt an

„Übung“. Das wäre aber notwendig zu einer

Gewissensbildung. Jugendoffiziere in Uni-

form vermitteln in Schulen eine Normalität

von militärischen Interventionen. Die Vor-

stände von AGDF und EAK fordern, dass

Friedensbildung in der Verantwortung der

Pädagoginnen und Pädagogen bleibt. Dabei

sollten auch Tragweite und Konsequenzen

der Entscheidung für den Soldatenberuf und

den Einsatz von Waffen zur Sprache kom-

men. Bei einem Werbeetat von mittlerweile

30 Mio. Euro im Jahr versucht die Bundes-

wehr mit Camps, Sportwettbewerben, Arti-

keln in Jugendzeitschriften und durch

Einladungen von Gruppen in Kasernen bei

jungen Menschen Abenteuerlust und Tech-

nikbegeisterung zu wecken. Karrieretrucks

werben im direkten Umfeld von Schulen mit

attraktiven Ausbildungsmöglichkeiten und

„sicheren Arbeitsplätzen“. Wie auch der

UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes kri-

tisieren die Vorstände von EAK und AGDF

Werbekampagnen, die speziell auf Kinder

ausgerichtet sind, und die Präsenz von Bun-

deswehrsoldaten an Schulen. Sie fordern die

Bundesregierung auf, auf die Rekrutierung

von Minderjährigen zu verzichten. 

Außenpolitik ohne Militäreinsätze

Nach Auffassung der mit der EAK verbunde-

nen Aktionsgemeinschaft Dienst für den

Frieden (AGDF) steht die Kirche 100 Jahre

nach Ausbruch des Ersten Weltkriegs und 75

Jahre nach Beginn des Zweiten Weltkrieges

vor der Herausforderung, ihre Unabhängig-

keit von staatlicher Unterstützung und poli-

tischem Wohlwollen zu wahren und in

Friedensfragen eindeutiger Position zu

beziehen. Hierzu gehört nach Ansicht der

AGDF auch die klare Ablehnung von militä-

rischer Gewalt und Rüstungsexporten. Wie

der wieder gewählte Vorsitzende Horst

Scheffler (Mainz), der seit 2007 an der

Spitze der AGDF steht, vor der Mitglieder-

versammlung in Neuwied betonte, wird sich

die AGDF in den nächsten Jahren mit

Nachdruck in der evangelischen Kirche dafür

einsetzen, dass Friedenstheologie und Frie-

densarbeit in den Mittelpunkt des kirchlichen

badischen Bühl. Vor dem Hintergrund, dass

seit 2011 immer mehr KDV-Beratungsstellen

ihre Arbeit einstellen würden, ergebe sich

hier eine wichtige Aufgabe für die zukünfti-

ge Tätigkeit der EAK, meinte Münchow:

„Die Kriegsdienstverweigerung ist nach wie

vor ein Thema“, stellte der EAK-Bundesvor-

sitzende fest. Dass Fragen der Kriegsdienst-

verweigerung wichtiger werden, kann auch

die Bundesgeschäftsstelle der EAK in Bonn

bestätigen. „Bei uns nimmt die Zahl der

Beratungen deutlich zu, zunehmend sind es

auch Reservisten, die verweigern“, berichtet

Jasmin Schwarz, die zuständige Referentin

der EAK. Und die evangelische Friedens-

organisation werde auch verstärkt von Kir-

chen oder Organisationen um Rat gefragt.

Die Hälfte der KDV-Anträge wird 
derzeit abgelehnt 

Doch dieses Grundrecht auf Kriegsdienst-

verweigerung gerät zunehmend in Gefahr,

warnte in Bühl der Bremer Rechtsanwalt

Franz Korzus, der sich mit seiner Kanzlei auf

das Wehr- und Soldatenrecht spezialisiert

hat. So seien seit 2011 die Anerkennungs-

quoten für Kriegsdienstverweigerer immer

weiter zurückgegangen, mittlerweile auf bis

zu 50 Prozent. Dabei sei kaum vorstellbar, in

welche Not Menschen geraten würden,

denen dieses Grundrecht auf Kriegsdienst-

verweigerung abgesprochen werde. „Das ist

ein Alarmzeichen, dass hier ein dringender

Handlungsbedarf besteht“, sagt Korzus.

Doch nicht nur das. „In unserer Arbeit stel-

len wir verstärkt fest, dass das Militär zuneh-

mend Einfluss auf die Entscheidungen der

zuständigen zivilen Stellen bei der Anerken-

nung als Kriegsdienstverweigerer nimmt.

Hier spielt die Bundeswehr eine sehr unklare

Rolle“, meinte der Anwalt. Für ihn ist klar:

„Wir müssen uns bewusst machen, dass hier

ein wichtiges Grundrecht in Gefahr ist.“

Friedhelm Schneider, der Vorsitzende des

Europäischen Büros für Kriegsdienstver-

weigerung in Brüssel, machte in Bühl deut-

lich, dass es wichtig sei, internationale

Standards für den Schutz des Grundrechtes

auf Kriegsdienstverweigerung festzulegen:

„Kriegsdienstverweigerung in Kriegsgebie-

ten ist eine Säule für die nichtmilitarisierte

Gesellschaft morgen.“ 

Während die EKD eine dreistellige Anzahl

von Geistlichen für die Militärseelsorge frei-

stellt, bewegt sich die Zahl der vollzeitlich

tätigen PfarrerInnen für Friedensarbeit im

einstelligen Bereich. Für die Militärseelsorge

wurde kürzlich mit Sigurd Rink ein haupt-

amtlicher Militärbischof eingesetzt, der

Friedensbeauftragte der EKD, Renke

Brahms, muss diese Aufgabe neben mehre-

ren anderen bewältigen.

Friedensbildung für Kinder und 
Jugendliche stärken 

Die Vorstände der Aktionsgemeinschaft

Dienst für den Frieden (AGDF) und der
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Selbstverständnisses rücken und Ausgangs-

basis für klare friedensethische und friedens-

politische Äußerungen werden. „Die AGDF

wird sich in der durch den Bundespräsiden-

ten und verschiedene Minister angestoßenen

Diskussion weiter für eine Außenpolitik ohne

Militäreinsätze und Waffenlieferungen ein-

setzen“, so der ehemalige Militärdekan. Da-

bei erhoffe er sich eine verstärkte Unter-

stützung auch durch Kirchenleitende in den

Landeskirchen. 

Hauptamtlicher Militärbischof 
fragwürdig

Kritisch sieht die AGDF die Ernennung eines

hauptamtlichen Bischofs der EKD. „Ich habe

dem EKD-Ratsvorsitzenden Nikolaus

Schneider daher unsere Fragen für die in drei

Jahren geplante Evaluation mit auf den Weg

gegeben.“, so AGDF-Vorsitzender Horst

Scheffler. „Inwieweit gelingt es durch eine

Hauptamtlichkeit des Militärbischofs folgen-

de Ziele zu erreichen: Die Grundaufgabe,

das Evangelium in der Bundeswehr zu predi-

gen, wird von der Seelsorge in der Bundes-

wehr auch als „Anfrage“ an die Strukturen

und die vom Staat übertragenen Aufgabe

verstanden. Die friedensethische Positionie-

rung der Evangelischen Kirche, den Primat

der Friedensverantwortung staatlichen

Handelns mit der zivilen und gewaltfreien

Konfliktbearbeitung vor der militärischen

und kriegerischen Option („ultima ratio“),

gilt verbindlich auch für die Kirche unter den

Soldaten.“ 

Kontakt: Evangelische Arbeitsgemeinschaft für

Kriegsdienstverweigerung und Frieden (EAK)

Endenicher Str. 41, 53115 Bonn, Tel.: 02 28/24 99 90

office@friedensdienst.de

. Kairos Europa

Die Große Transformation –
Notwendige Schritte

Die KAIROS Europa-Jahrestagung vom

26.–28. September 2014 im Oekumenischen

Bildungszentrum/Mannheim war nach der

Oekumenischen Versammlung in Mainz der

zweite Versuch, dem 2013 in Busan vom

OeRK beschlossenen siebenjährigen „Pilger-

. Oekumenische Initiative 
Eine Welt

Silvesterfreizeit auf Burg Bodenstein 
vom 29.12.2014 bis 2.1.2015

Die Tage um Silvester in stimmungsvollem

Ambiente auf der – sehr oft – verschneiten

Burg Bodenstein verbringen, nette Men-

schen treffen, eine Programmvielfalt aus

spannenden Themen (mit Kinderbetreu-

ung!) und Freizeit in schöner Umgebung

erleben, vielen Freizeitmöglichkeiten und

einem rauschenden Silvesterfest – seien Sie

herzlich eingeladen nach Thüringen! Neue

neurobiologische Forschungen zeigen, dass

unser grundlegendes Antriebssystem, um

Wohlbefinden und Gesundheit zu erreichen,

auf Fairness, Vertrauen und soziale Akzep-

tanz angewiesen ist. Dieses spiegelt sich auch

in der Sinnfrage wieder, für die Orientier-

ung, Bedeutsamkeit, Zugehörigkeit und

Kohärenz eine zentrale Rolle spielen. Eine

Form dies „auf einfachem Wege“ zu errei-

chen finden wir im Fundamentalismus. Dr.

Martin Bauschke (Religionswissenschaftler

und Theologe; Bildungsreferent der Stiftung

Weltethos und Leiter des Berliner Büros)

wird uns beispielhaft in Religiösen Fanatis-

mus und die Konversion zum Frieden ein-

führen. FundamentalistInnen sind weltweit

auf dem Vormarsch. Was hat es mit dieser in

vielen Weltanschauungen und Religionen

anzutreffenden Strömung auf sich? Woher

kommt sie? Im Anschluss an diesen Input

wollen wir uns fragen, was wir diesen

Strömungen entgegensetzen können. Wie

sieht es mit Stereotypen im eigenen Kopf

aus? Wie kohärent setzen wir den Erd-Charta

Grundsatz (12a), jede Art der Diskriminier-

ung zu unterbinden, um? Wie können wir

die Orientierung der Erd-Charta ansteckend

gestalten? Kreativprogramm und Fest: Die

inhaltliche Diskussion stellt jedoch nur ein

Element des Jahresendtreffens dar. Ebenso

wichtig ist: die unvergleichliche Atmosphäre

der Burganlage, das gemeinsame Singen und

– nach Möglichkeit – Musizieren, Spazier-

gänge in der oft verschneiten Landschaft

rings herum, Angebote wie meditatives

Tanzen, Gottesdienste und nicht zuletzt die

Gespräche im Kreis von Gleichgesinnten.

Einen Höhepunkt bildet der gemeinsam im

Burgsaal gestaltete Silvesterabend. Genuss

für Leib und Seele – leckeres Buffet, Ansto-

ßen im Burghof unter Sternenhimmel und

Tanz ins Neue Jahr. 

Kontakt: Oekumenische Initiative Eine Welt e.V.

Mittelstr. 4, 34474 Diemelstadt-Wethen

Tel.: 0 56 94/1417, info@oeiew.de, www.oeiew.de
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weg der Gerechtigkeit und des Friedens“ in

Deutschland, Österreich und der Schweiz

konkrete Gestalt zu geben. Das Tagungsthe-

ma ordnete die ökumenischen Prozesse in

den gesellschaftlichen Kontext ein: Die

Große Transformation – Notwendige näch-

ste Schritte in Gesellschaft und Kirche in

Europa. Angesichts der Tatsache, dass die in

Deutschland und der EU vorherrschende

Politik die Mechanismen der Finanzmärkte,

die zur Krise geführt haben, mit Steuer-

geldern stützt und daher die nächste, noch

schlimmere Krise jederzeit eintreten kann,

lautete das Thema des gemeinsam mit dem

„Zukunftsforum Gewerkschaften“ veranstal-

teten Eröffnungsabends: Die Finanzmärkte –

Regulierung im System oder/und Überwin-

dung des finanzmarktgetriebenen Kapitalis-

mus? Im überfüllten Saal begründeten die

FinanzexpertInnen der Oppositionsparteien,

Sahra Wagenknecht und Gerhard Schick,

dass und warum langfristig nur ein System-

wechsel die gefährliche Herrschaft der

Finanzmärkte über das gesamte gesellschaft-

liche Leben beenden kann. Ansetzend bei

der öffentlichen Verantwortung für die

Grundversorgung (einschließlich der aus-

schließlich öffentlichen Verantwortung für

die Geldschöpfung) entwickelten sie weitge-

hend parallele konkrete nächste Schritte. Der

zweite Schwerpunkt betraf Möglichkeiten

des Widerstandes gegen das Transatlantische

Handelsabkommen (TTIP), eingeführt von

Steffen Stierle, dem Koordinator der attac-

Kampagne gegen das TTIP. Hier ist es

erfreulich zu sehen, dass sich in Deutschland

und der EU breite Koalitionen gebildet ha-

ben, die eine Verhinderung dieses Anschlags

auf die Demokratie möglich erscheinen las-

sen. Breites Engagement bleibt dafür die

Voraussetzung. 

Im Blick auf die Weiterführung des öku-

menischen Pilgerwegs (mit Input der Ver-

antwortlichen aus Genf, Athena Peralta) trat

der Versuch, ein Netz von Kairos-Gemein-

den zu bilden, in den Mittelpunkt (Gemein-

deaufbau von den Rändern her bei gleichzei-

tig kontextueller Bibellektüre, www.kairoseu

ropa.de/shop/shop.53/). Damit lässt sich

eine neue internationale Initiative zum Re-

formationsjubiläum 2017 verbinden: „Refor-

mation radikal – provoziert von Bibel und

Krise“ (www.radicalizing-reformation.com).

Kontakt: KAIROS Europa e.V., Willy-Brandt-Platz 5

69115 Heidelberg, Tel.: 0 62 21/433 36 22

info@kairoseuropa.de, www.kairoseuropa.de
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Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten oekume-

nischen Netzen eine Austauschplattform.

Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
c/o H. H. Willberg

Mühlbachweg 13, D-90559 Burgthann

Tel.: 0 9183/ 95 00 39

Berlin
Oekumenischer Rat Berlin-Brandenburg
Oekumenisch-Missionarisches Institut

Gierkeplatz 2–4, D-10585 Berlin

Tel.: 0 30 / 3 4210 00

Fax: 0 30 / 3 421011

INKOTA
Chrysanthemenstr. 1–3, D-10407 Berlin

Tel.: 0 30 / 4 20 82 02-0

Fax: 0 30 / 4 20 82 02-10

Bremen
Oekumenische Initiative Bremen
in forum Kirche

Holler Allee 75, D-28209 Bremen

Tel.: 04 21 / 3 4615-36

Fax: 04 21 / 3 4615-38

Hamburg
Solidarische Kirche in Nordelbien
Heike Schoon c/o Pauluskirche Altona

Bei der Pauluskirche 1, D-22769 Hamburg

Heike-Schoon@web.de

Hessen
Oekumenisches Netz Nord- und
Osthessen
c/o Michael Held, Simon-Haune-Str. 15

D-36251 BadHersfeld

Tel.: 0 66 21/62 0186

Fax: 0 66 21/6 56 45

Niedersachsen
Arbeitskreis Konziliarer Prozeß
Hermann de Boer

Am Kirchhofe 4a

D-30952 Ronnenburg

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg

Tel./Fax: 04 41 / 2 48 95 24

Pfalz
Arbeitsstelle Frieden und Umwelt der
Evangelischen Kirche in der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)

Referat Konziliarer Prozess

Große Himmelsgasse 3, D-67346 Speyer

Tel.: 0 62 32/6715-0

Fax: 0 62 32/6715-67

info@frieden-umwelt-pfalz.de

Rhein-Mosel-Eifel-Hunsrück-Westerwald 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Dominic Kloos

Löhrstr. 51, D-56068 Koblenz

www.oekumenisches-netz.de

Rheinland
Oekumenisches Netz Mittelrhein e.V.
Pfr. Dieter Endemann

Domstr. 62, D-50668 Köln

OekumNetzMittelrhein@t-online.de 

Solidarische Kirche im Rheinland
Kirchliche Bruderschaft
c/o Erika Haugg, Mozartstr. 9

D-45478 Mülheim a.d. Ruhr 

soki.rheinland@arcor.de

Sachsen-Anhalt
Lothar-Kreyssig Oekumene-Zentrum
Am Dom 2

D-39104 Magdeburg

Tel.: 03 91 / 53 46-4 93

Fax: 03 91 / 53 46-4 90

Sachsen
Oekumenisches Informationszentrum
Dresden
Elisabeth Naendorf, Kreuzstr. 7

D-01067 Dresden

Tel.: 03 51/4 92 33 68

Fax.: 03 51/4 92 33 60

oekumene@infozentrum-dresden.de

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
MÖWe, Heike Koch, Olpe 35 

D-44135 Dortmund

Tel.: 02 31 / 54 09-72

Fax: 02 31 / 54 09-21

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson, Geschäftsführer

Graf-Adolf-Str. 61, D-58730 Fröndenberg

Tel.: 0 2373 /176 88 35

muhr-nelson@freenet.de

Württemberg
Oekumenisches Netz Württemberg
Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12

D-74348 Lauffen am Neckar

Tel.: 0 7133/210 68

Oekumenisches Netz in Deutschland
Pfr. Dieter Endemann

Domstr. 62, D-50668 Köln

OekumNetzMittelrhein@t-online.de 
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